
^    Z8398C 
Or*ationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in 
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^ir stehen zu 
unserem Wort 
lJh?2skan2ler Helmut Kohl versicherte vor 
Cfundesvorstand der CDU (24. Oktober 
W'?*ß die von ihm geführte Bundesregie- 
V\i    Von seinem Vorgänger gegenüber 
W^rbündeten gegebenen Zusagen emhal- 
Werde' »Wlr stehen zu unserem Wort und 
d6r7

l* gemeinsam mit unseren Freunden in 
Gastlichen Allianz an dem 1979 gefaßten 
«Beschluß der NATO festhalten." Sollte 
9iWWietunlon in Genf weiterhin eine Eini- 
ni6J blockieren, so bedeute dies die Statio- 
rak Ur»9 neuer amerikanischer Mittelstrecken- 
<Wr     

in Europa und damit auch in der Bun- 
Q  

rePüblik Deutschland. 

fr^ sirid wir nicht nur durch die Versprechen der 
Vh Bundesregierung verpflichtet, sondern auch 
ler v 

das überzeugende Votum der deutschen Wah- 
rriie 

0rJ 6- März dieses Jahres ausdrücklich legiti- 
SchV ne Protestaktion könne darüber hinwegtau- 
überN daß zwischen den Wahlen die Entscheidung 
W ?en Weg der deutschen Politik allein bei den vom 
Whfreien Wah|en bestellten Abgeordneten liege, 
sich* , an9stigend, mitanzusehen, mit welcher Ruck- 
dig,'°sigkeit sich die SPD der Verpflichtung entle- 
ih ' dle sie als Regierungspartei eingegangen ist. 

beI
SpD-Vorsitzende Brandt hat inzwischen zugege- 

J5hrft
das deutsche Volk und die Verbündeten vier 

lang über seine wahre Haltung zum NATO- 
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Doppelbeschluß getäuscht zu haben. Sein 
Lippenbekenntnis zum westlichen Bünd- 
nis kann nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß Teile der SPD die Auseinanderset- 
zung um den NATO-Doppelbeschluß nur 
als Station auf dem Weg aus dem Bündnis 
betrachten, stellte der Bundeskanzler 
fest. Wer das Atlantische Bündnis in Fra- 
ge stellt, sichert nicht den Frieden, son- 
dern gefährdet ihn. 

Die Christlich Demokratische Union be- 
dauert, erklärte Heiner Geißler, daß die so- 
genannte   Friedensbewegung   bei   ihren 

Wieder Landeslisten 
zur Europawahl 
Der Bundesvorstand hat am Montag, 
24. Oktober 1983, gemäß § 8 Abs. 2 
des Gesetzes über die Wahl der Ab- 
geordneten des Europäischen Parla- 
ments aus der Bundesrepublik 
Deutschland (Europawahigesetz) vom 
16. Juni 1978 beschlossen, daß die 
Christlich Demokratische Union 
Deutschlands (CDU) — wie bereits 
bei der Europawahl 1979 — auch bei 
der bevorstehenden Europawahl am 
17. Juni 1984 als Wahlvorschläge „Li- 
sten für einzelne Länder" einreicht. 

Kundgebungen am vergangenen Samstag 
und auf ihrer Pressekonferenz am Montag 
eine erschreckende Einseitigkeit hat 
sichtbar werden lassen. 
Die Veranstalter verschweigen die ei- 
gentliche Ursache des NATO-Doppelbe- 
schlusses, nämlich die einseitige Über- 
rüstung der Sowjetunion durch SS 20, 
und verharmlosen den totalitären Cha- 
rakter der Sowjetunion, deren Ziel es ist, 
bei der Bevölkerung der freien westli- 
chen Staaten Emotionen und Ängste zu 
schüren. 

Die Organisatoren der sogenannten Frie- 
densbewegung leisten diesem Ziel der 
Sowjetunion Vorschub, wenn sie gegen 
die Mehrheit des demokatisch gewählten 
Parlaments  und  die  demokratische  ge- 

wählte Bundesregierung durch eirj'e ^ 
gerung außerparlamentarischer AK,aL)(ig 
auf der Straße und durch die Ankünö'y „ 
weiterer rechtswidriger Blockaden „ 
politisch „heißen Herbst" herbe"u 

wollen. ^ 
Willy Brandt und andere Sozialde^ 6f 

ten, die sich mit den Organisatoren ^ 
Bewegung solidarisieren, schaden „ 
westlichen Bündnis, da diese einse 
Aktionen bei der sowjetischen Führu 

die Auffassung verstärken, die SoW) ^ 
on könne ungehemmt weiterrüsten,   ^ 
Konzessionen in Genf machen zu ^0 
sen, und es könne ihr gelingen, m1   ^ 
dieser Bewegungen in Westeuropa.   i 
westliche Bündnis zu schwächen un 
die Dauer zu zerstören. ^jjü 
Die CDU wird auch in den komm«" ^ 
Wochen mit Nachdruck die Verfa»»^ 
der Bundesrepubik Deutschland un     „ 
Rechtsstaat verteidigen. Die P0,lt utjiiK 

Entscheidungen in der Bundesrep^,. 
Deutschland werden nicht *ut ?eLpt<' 
ße, sondern durch das frei gewählte   ., 
lament und die aus einer freien Ents

flen* 
dung des Parlaments hervorgeflan9 

Bundesregierung getroffen. jsI in 
Die Christlich Demokratische Union  ^ 
diesen   nationalen   Existenzfragen-p0p- 
schließlich ihrer Haltung zum NA*U'   s- 
pelbeschluß, die einzige große 9eJJLdie 

sene Partei. Sie hat für ihre Politik, w   fln 
Bundestagswahlen am 6. März bew ^ 
haben,  die  überwiegende  Mehrhe' 
deutschen Volkes auf ihrer Seite.       ^ 
Die CDU lehnt plebiszitäre Schein« ^ 
nen, wie die angekündigte VolkSD

cpi; 
gung, als verfassungswidrig ab. ®f ^ 
wird    ihre    Informationsveransta't" »^ 
„10000 Friedenstage" kontinuierlich 
setzen. ^p- 
Ohne   Demonstrationen   und  ^enS°^plJ 
ketten abwerten zu wollen, hält die   ^ 
dennoch Diskussion und Informatio  ,efi 
die  bessere  demokratischen  Metn 
als Massenaufmärsche. *ä 

Die CDU bekräftigt ihre Auffassung-  $i. 
durch den Beginn der Stationierung     er 
licher Waffen, wenn es in Genf zu K 
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Sf>D-MdB weist Willy Brandt auf Konsequenzen 
s*iner verhängnisvollen Politik hin 
t*r SPD-MdB Horst Haase hat nach den Demonstrationen der sog. 
Jtedensbewegung am Wochenende, auf der in Bonn auch der SPD- 
Sitzende Brandt sprach, an diesen nachfolgenden Brief geschrieben 
y zugleich eine Abschrift allen SPD-Abgeordneten zugeleitet (zitiert 
t ch FAZ, 25.10. 83). Horst Haase (Fürth) ist 1933 in Königsberg gebo- 
3 Mitglied des Finanzausschusses des Bundestages und im Parla- 

i ent seit 1972, Rechtsanwalt und Unterbezirksvorsitzender der SPD. 
gJeber Willy Brandt die Wochenendnachrichten über die Protestkundgebung in 
a, f

nn ergeben  daß Du dort die SPD noch vor ihrem Bundesparteitag praktisch 
8I

e'n Nein zur Raketenaufstellung festgelegt hast." Haase sieht dann   zwei 
Verwiegende Konsequenzen": Entspannungspolitik habe nur erfolgreich sein 
v?!nen, „weil wir auch in den Augen unserer amerikanischen und europaischen 
Rundeten zuverlässige Partner im Bündnis waren". Haase unterstreicht die 
nehahr eines von der Friedensbewegung auf die SPD übergehenden Abschied- 

nrr>ens von der militärischen Integration in der Nato, 
^n der Kampf der SPD nach dem Beginn der Stationierung aber weitergehen 
QS.S0 richtet er sich zwangsläufig gegen unsere vollständige militärische Inte- 
W,0n in das Bündnis. Dies ist dann nur noch ein nuancierter Unterschied zu La- 
wine. Deine Teilnahme an der Demonstration und Deine Rede dort signalisie- 
rt' daß Du für eine Fortsetzung des Kampfes des Bundestages zur Stationie- 
h n9 bist." 
SÜ86 sieht die Gefahr eines „nationalen Neutralismus" von der Friedensbewe- 
SHn9 auf die SPD übergreifen. Ein weiterer „Gesichtspunkt" seines Briefes ist fur 
fCen Abgeordneten die Parlamentsentscheidung. Wenn eine parlamentarische 
aSlej an e'ner Entscheidung im Parlament beteiligt gewesen sei, könne sie zwar 
.Uch hinterher diese Entscheidung für falsch halten, müsse sie aber respektieren, 
terl" Erläuterung seines Briefes schreibt Haase weiter, er wolle nicht darüber strej- 
tj£v°b man die Raketen militärisch brauche, wohl aber darüber, daß man sie poli- 
sh hauche. So heißt es in seinem Brief an Brandt: „Wurden keine amer.kani- 
6fnn Mittelstreckenraketen stationiert, so wäre dies das erste Mal daß nach 
n£?r P°iitischen Auseinandersetzung zwischen der Sowjetunion und den Verei- 
w**6r> Staaten die USA aus Westeuropa mit Hilfe einer deutschen politischen Be- 

9Urig herausgehalten würde." 

^'on Q run9 kommen sollte, der Sowjet- 
t6t*t ^e9enuber ein deutliches Signal ge- 
f^Un tden muß- damit die sowjetische 
\rri\\ inrer einseitigen und massiven 

ystung ein Ende setzt. 

tWJ?Ur9er   in   der   Bundesrepublik 
6 Ch i     d hat am 6- Marz 9ewußt> daß 

°S vr   t,lch Demokratische Union sich 
^behalte für beide Teile des NA- 

TO-Doppelbeschlusses einsetzen wird, 
und die Bürger in der Bundesrepublik 
Deutschland haben in voller Kenntnis 
dieser politischen Position ihre Entschei- 
dung gefällt. Wir weisen die undemokra- 
tischen Versuche der Organisatoren der 
sogenannten Friedensbewegung zurück, 
durch plebiszitäre Agitation eine verlore- 
ne Bundestagswahl durch die Hintertür 
wieder rückgängig machen zu wollen. 
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KONJUNKTUR 

Die Deutsche Mark ist 
wieder mehr wert 
Dank unserer gemeinsamen An- 
strengungen ist die Deutsche Mark 
wieder mehr wert, wächst die Lei- 
stungskraft unserer Volkswirtschaft 
und können wieder mehr deutsche 
Waren im Ausland gekauft werden, 
erklärte Bundeskanzler Helmut Kohl 
vor dem Bundesvorstand der CDU. 
Die vor kurzem noch von vielen für 
unwahrscheinlich gehaltene Erwar- 
tung auf ein Wirtschaftswachstum 
von möglicherweise über zwei Pro- 
zent im nächsten Jahr, signalisiere 
einen dauerhaften Aufschwung. 

Darüber hinaus ist es uns gelungen, die 
Zunahme der Arbeitslosigkeit zu stop- 

pen und in Zusammenarbeit mit Industrie, 
Handel, Handwerk und Gewerkschaften 
fast 50000 zusätzliche Lehrstellen zu 
schaffen, fügte der Bundeskanzler hinzu. 
Ein besonders erfreulicher Beweis für das 
Vertrauen der Bürger in die Politik der 
Bundesregierung sei die Tatsache, daß 
sehr viel mehr junge Menschen als noch 
vor einem Jahr den Versuch wagten, sich 
selbständig zu machen. Dieses Vertrauen 
wird die CDU nicht enttäuschen. Die jun- 
gen Selbständigen und auch alle anderen 
Mitbürger können sich darauf verlassen, 
daß wir die Politik der Sparsamkeit, der 
Wachstumsförderung und der sozialen 
Gerechtigkeit fortsetzen werden. 
Zur Gemeinschaftsdiagnose der fünf füh- 
renden wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute erklärt der Vorsitzen- 
de der Arbeitsgruppe Wirtschaft der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Matthias 
Wissmann: Die fünf führenden deutschen 
wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstitute stellen fest, daß der kon- 
junkturelle Erholungsprozeß in der deut- 

schen Wirtschaft schneller und stärk ^ 
läuft als noch im Frühjahr von ihnen 
tet- •   chart*' 
Es ist zu begrüßen, daß vom wirtpunde5' 
ministerium über die Deutsche & ^ 
bank bis hin zum Institut der Deu' p- 
Wirtschaft und dem Wirtschafts^ ^ 
schaftlichen Forschungsinstitut ^eS.,^ 
sehen Gewerkschaftsbundes Eintl«'pl»' 
in der Beurteilung der konjunkturell ^ 
ge in der Bundesrepublik Deutsch^ 
steht. {e||l 
Die   CDU/CSU-Bundestagsfraktion    ^ 
auch mit Befriedigung fest, daß daS

rnjn9 
sehe Institut für Wirtschaftsform^ 
nicht mehr wie in der Vergangen^ r 

drücklich auf einem ausgabewirk* jc„ 
Konjunkturprogramm besteht. ^Q

KM 
die SPD kann sich nicht entsen» ,. 
konjunkturpolitische Realitäten zur * 
nis zu nehmen. fl^t- 
Nach Ansicht der Institute wird das ^ 
tosozialprodukt in diesem Jahr re ,\ 
1 Prozent und im Jahre 1984 um 2 "{^ 
zunehmen. Das Institut für Weltwirt5 lnhf 

in Kiel erwartet für das kommende 
sogar ein reales Wachstum von 
3 Prozent. Dabei verlagern s».~~ 
triebskräfte von den Käufern der Prl ^ 
Haushalte hin zu denjenigen der Pr jes 
Investitionen, der Baunachfrage .un „ge" 
Exports. Insbesondere die Beding gjCfi 
für die privaten Investitionen haben 
deutlich verbessert. «$• 
Nach Ansicht der CDU/CSU-Bundes ^ 
fraktion erhöhen sich damit auc ^ 
Chancen für einen dauerhaften. ^. 
selbst tragenden Aufschwung in den ^ 
menden Jahren und die Chancen tu ir- 
gend benötigte Arbeitsplätze. Das D ßf 
tet aber, daß die für das kommende\ 
prognostizierte durchschnittliche A $ 
losenzahl von 2,4 Mio. Arbeitnehme „i 
Obergrenze anzusehen ist. Vor °' $ 
Hintergrund müssen die Prognose• gfi 

sogenannten „Gegengutachter", zu öjj- 
mittlerweile auch führende wirtscha' ^r- 
tische Vertreter der SPD gehören, &* 0(\- 
rorgemälde und wenig an der Real'* 
entiert bezeichnet werden. 

sich d-e > 
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FRIEDENSPREIS 

tyer nur gegen Waffen protestiert, 
Vergißt die Suche nach dem Feuerherd 
Da-.. 
Pre•   esiährige Träger des Friedens- 
Mai?8 des Deutscnen Buchhandels, 
ren     sPert>er, hat in seiner Dank- 
2g VÜr die Frankfurter Paulskirche 
tyft? Üe"en Fra9en der europäischen 
^Us       Slcnerun9 unter anderem 
Kra Lfünrt <dje Rede wurde we9en 

Qro Sperbers von Alfred 
Sser, Paris, verlesen): 

Qle Pazifisten sprechen gewöhnlich 
stan^

ni9 von Kriegserlebnis, sondern 
v0n 9 vom zerstörerischen Wahnwitz, 
wcler f°1andauemden Apokalypse und 
kön  Grauen  der Atomwaffen.  Und wer 

fen?6 daran zweifeln- daß die Atomwaf_ 
der?

as Un9eheuerlichste darstellen, was 
Sch ch bi?her erfunden hat, um Men- 

in 2u töten und ihre Wohnstätten zu ver 'licht 
ist 

en? 

^hli 6S durcnaus begreiflich, daß man 
g °Se Menschen, Männer und Jü-aueüv- 
fy0,U bringen kann, gegen die Atomwaffen 
ver 

este zu unterschreiben, in Massen- 
^r\ arTlmlungen gegen sie zu demonstrie- 
At ' die Mitbürger vor der Gefahr eines 

9un 
Krieges zu warnen  und die  Erzeu- 

hind
9 Und Aufstel|ung von Raketen zu ver- 

ier P
n". 

eine  
a2|f'smus ist in Europa keineswegs 

hund
neue Erscheinung. Im vorigen Jähr- 

ten d6rt haben beinahe in allen Hauptstäd- 
9en Hr Welt internationale Kongresse ge- 
teri- n Krie9 stattgefunden. Die bedeu- 
flah sten Intellektuellen der Zeit sind mit 
ö 

De,9ewesen. 
d6 (, 

es 9eht nicht nur um die vernichten- 
raft der Waffen — in jedem Krieg geht 

es um legalisierten, ja anbefohlenen Mord 
an unschuldigen Menschen, ob man sie 
nun mit Hieb- und Stichwaffen, mit Hinter- 
ladern oder Repetiergewehren tötet, mit 
Kanonen oder mit Bomben, mit Gasen 
oder Kernwaffen vernichtet. Es kommt 
darauf an, unermüdlich zu erforschen: 
warum, wozu Krieg? 

Wer, anstatt über die Quelle und die Grün- 
de der Kriegsgefahr nachzudenken, sei- 
nen leidenschaftlichen Protest nur auf die 
Waffen, und wären es die mörderischsten, 
reduziert, vermeidet, bewußt oder unbe- 
wußt, die Suche nach dem Feuerherd und 
erliegt der heute weit verbreiteten Nei- 
gung, Mittel mit den Zielen zu verwech- 
seln. 

Ja, ich wiederhole es: Ich bin gegen jeden 
Krieg, ausnahmslos. Aber ich weiß, ich 
wußte es auch im Jahrzehnt des Dritten 
.Reiches,-daß ein totalitäres Regime sich 
gefährdet glaubt, solange es nicht seine 
grenzenlose Macht über die unmittelbaren 
und mittelbaren Nachbarn — und eines 
Tages über den ganzen Planeten — aus- 
breitet. 
In den dreißiger Jahren wurden meines- 
gleichen von Goebbels und seinen Tinten- 
kulis als Kriegshetzer beschimpft, sooft 
wir davor warnten, den stetig wachsenden 
Forderungen Hitlers nachzugeben und 
durch Kapitulation am Ende den Krieg un- 
vermeidlich zu machen. Und nun leben wir 
seit Jahrzehnten in der Ära pseudoideolo- 
gischer Erpresser. Jeder aber sollte wis- 
sen, daß Erpresser um so mehr verlangen 
und um so bedrohlicher werden, je öfter 
man ihnen nachgegeben hat. 
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Ich spreche hier im Herzen eines Erdteils, 
dessen innere Zwiste im Verlaufe von 
25 Jahren zwei Weltkriege hervorgerufen 
haben. Wie so manchem von denen, die 
von Ihnen seit 1951 preisgekrönt wurden, 
geht es auch mir vor allem um diesen un- 
seren Erdteil, der mehr als nur im geogra- 
phischen Sinne unsere Heimat ist. Ist die- 
se selbst ungefährlich geworden, so bleibt 
Europa heute weit mehr gefährdet als je 
vorher. Ja, dieses alte Europa verdient es, 
nicht unterzugehen. Es hat aufgehört, ei- 
ne Kolonialmacht zu sein, keinerlei Erobe- 
rung kann es mehr locken — endlich 
könnte dieser kriegswütige Erdteil zu ei- 
ner vorbildlichen Friedensmacht werden. 

Bleibt jedoch ein Faktum von unüber- 
schätzbarer Bedeutung: Es teilt den ge- 
waltigen Kontinent mit einem totalitären 
Imperium, dessen Herrscher ihre Diktatur 
so lange für gefährdet halten, solange sie 
sich nicht bis zu den Ufern des Atlanti- 
schen Ozeans, ja, wenn möglich über die 
ganze Erde ausbreitet. 

Das liegt offenbar im Wesen des Totalita- 
rismus, der Zwang, sich die ganze Welt 
Untertan zu machen — all das mit ideolo- 
gischen Verbrämungen, die zwar mit den 
Jahren zweifellos ihren Zauber und ihre 
Werbekraft verloren haben, aber nunmehr 
durch unheimliche Atomwaffendrohungen 
wirksamst unterstützt werden. Und daß 
dem so ist, beweisen, ohne es zu wollen, 
jene, die heute durch die Hauptstädte de- 
mokratischer europäischer Länder ziehen, 
um dagegen zu protestieren, daß in Euro- 
pa Abwehrmittel gegen Erpressung, ge- 
gen die Drohung mit Atomwaffen zur 
rechten Zeit aufgestellt werden. 

Ich will Sie in diesem Zusammenhang ein- 
dringlichst daran erinnern, daß während 
langer Jahrhunderte alle Bemühungen, die 
europäischen Völker in einem Staaten- 
bund zu vereinigen, daran gescheitert 
sind, daß stets aufs neue der Kampf zu- 
mindest zweier Völker — der Deutschen 
und der Franzosen um die Vorherrschaft 
in Europa Zwietracht säte. Frankreich und 

ihr He'1 
Deutschland wissen nun, daß sie in 
keineswegs in einer nationalen ^e^tejst 
nie über Europa finden könnten. Heu  ,a. 
man diesseits und jenseits des Rne'nnVer- 
von überzeugt, daß nur dank dem ci     , 
ständnis aller das freie Europa 9er 

werden könnte. 

Wer jedoch glaubt und glauben m^es, 
will, daß ein atomwaffenloses, neutr „ 
kapitulierendes Europa für alle ZU .^ 
des Friedens sicher sein kann, de ^ 
sich und führt andere in die Irre. W®' „ 
die Kapitulation vor jenem bedroh» . 
Imperium eintritt, das seit dem ^ nifi 
Weltkrieg mehrere europäische StafJ ^ 
Satelliten verwandelt hat, irrt sich 
führt andere in die Irre. 

Da ich — wie so viele andere — stet ^, 
zu geneigt war, unsere Zivilisation m1 .^ 
erbittlicher Strenge zu kritisieren, *" y 
heute um so lauter darauf bestehen. r 

Europa sich trotz allem selbst retten ^ 
wenn es sich nicht dazu verführen ^ 
sich gerade in einer Zeit aufzugeh® ^ 
welcher der Mut zur Menschlichkeit 
zur Wahrheit den Mut zur Selbstbeh» 
tung voraussetzt. urf 

••    *Q Kül,ur 

Jene, für welche die europaische ^  gf 

mehr ist als ein beinahe unerträö ft 
Überanspruch; für jene, die mit alle 5 

bern, am geistigen Reichtum ^M^ 

hängen, bleibt der Unterschied zvVlS.rj|<3 
diesem alten Kontinent und dem ^^AV 
von heute, jener alten europäischen ^ 
nie, sehr bedeutsam. Es geht da kaU vjel- 
Wertung oder Entwertung, sondern ». 
mehr um eine Identitätsfrage. Weder ^ 
land noch Amerika wären geworden. ^, 
sie sind, wenn Europa ihnen währen e 

ger Jahre nicht als Vorbild, als 9el ^ 
Heimstätte oder als abschreckendes 
spiel gedient hätte. 

he * 
Wer nun behauptet,  daß  Europa 
durch die Vereinigten Staaten von A.j. 
ka gleichermaßen wie durch das s° ' \. 
sehe Imperium gefährdet wird, ist in    f- 
nen Augen durch aggressive Undan 
keit verblendet. 
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WIRTSCHAFT/ FINANZEN 

öas erste Jahr der Regierung Kohl 
waren 12 Monate der Schuttaufräumung 
ÖühH0rsitzende der CDU/CSU- 
aa^

estagsfraktion, Alfred Dregger, 
in \ dem Norddeutschen Rundfunk 
pj?r Sendung „Aus Politik und 
(J'ament" folgendes Interview 
^Oktober 1983): 

ItaS?" ^err Dr. Dregger, vor einem Jahr ist die 
belang Kohl angetreten, um die Wende her- 
^nd     en-Jetzt hört man naufig die Kritik' die 

keine
e Se< in Wirklichkeit ausgeblieben; es sei 

g6ri   «chte Wende vollzogen worden. Was sa- 
le dazu. 

AlfreH _. 
de   * 

Dregger: Es waren zwölf Monate 
rUri ~chuttaufräumens. Die neue Regie- 
re p at 2wei Dinge erreicht: Die sausen- 
len ^

n unseres Landes in den finanziel- 
Abgrund ist insofern gestoppt, als die steji 

H ,anste'gende   Kurve   des   jährlichen 

*Urn      nzuwachses   im   nächsten   Janr 

Und S^sten Mal wieder nach unten weist 
sCn Jvir uns sogar schrittweise der Ver- 
ity dur»gsgrenze der Verfassung nähern. 
der ®

n ersten 20 Jahren der Republik war 
9er      u,denzuwachs eines Jahres weni- 
40M 1 Mrd-- in diesem Janr sind es 

Mrd rd': im nächsten Jahr sollen es 37 
hÖtjl?eln- davon werden allein 30 Mrd. be- 

9t' nur um die Zinsen für die Schulden 
riom

e2an|en, die in den 70er Jahren aufge- 
^ ^en worden sind. 

Jakr?.,aubt, ein solches Problem in einem ,r lös-- . .   _   . . 
^ch 

äen zu können, der irrt sich. Es ist 
6jn , n'Cnt in vier Jahren zu lösen. Dazu ist 
^ Q- 2ennt notwendig, um schrittweise 
*ü|J?er soliden Finanzwirtschaft zurück- 
rgnQ .n- lch glaube, wenn die alte Regie- 
Wie 

6lnen solchen Erfolg gehabt hätte 
W|r. dann würden die Propaganda- 

trommeln überhaupt nicht wieder einzu- 
kriegen sein. 
Das zweite: Die wirtschaftliche Talfahrt ist 
insofern gestoppt, als wir die Phase des 
Minuswachstums — man hat ja das Ab- 
sinken ins Minus als „Wachstum" bezeich- 
net — durch eine Phase des Pluswachs- 
tums abgelöst haben, es sind in diesem 
Jahr 1 bis 1,5 Prozent, im nächsten Jahr 
wahrscheinlich 2,5 Prozent. Das ist zu we- 
nig, aber keiner kann zaubern. 

Frage: Wo sehen Sie insgesamt die weiterge- 
henden Erfolge dieser Bundesregierung, von 
der Sie meinen, daß sie zu schlecht dargestellt 
werden, und wie kann man sie besser darstel- 
len? 

Alfred Dregger: Die Konsolidierungspoli- 
tik ist ein Fremdwort; man kann es auch 
als Gesundungspolitik bezeichnen. Es hat 
nicht nur einen Haushalts-, einen fiskali- 
schen, einen Schuldenhintergrund, son- 
dern diese Politik hat auch ganz große 
wirtschaftliche und soziale positive Fol- 
gen. Die Bundesbank hätte die Zinsen 
nicht zweimal um einen Prozentpunkt sen- 
ken können und diese Zinspolitik, trotz 
steigender amerikanischer Zinsen, nicht 
fortsetzen können, wenn wir diese Gesun- 
dungspolitik der Staatsfinanzen nicht be- 
trieben hätten. Und daß es uns gelungen 
ist, die jährliche Geldentwertungsrate un- 
ter 3 Prozent zu drücken — bei der alten 
Politik wären es mindestens fünf bis 
sechs Prozent — dies ist ebenfalls ein au- 
ßerordentlicher Erfolg. 
Das ist genausoviel wert wie eine weitere 
Rentensteigerung um 2 Prozent. Ich finde, 
daß 2 Prozent Geldentwertung mehr oder 
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weniger sozial und wirtschaftlich von grö- 
ßerer Bedeutung ist als irgendwelche Ein- 
zelmaßnahmen, die in einem Teilgebiet 
wirken könnten. 

Aber das der Öffentlichkeit zu vermitteln, 
ist schwierig. Wir haben eine Diätenerhö- 
hung beschlossen, die viel Kritik findet. 
Wir haben unsere Diätenerhöhung ange- 
knüpft an die Steigerung des Volksein- 
kommens dieses Jahres. Und zwar ma- 
chen wir das in der Weise, daß wir nach 
dem Anteil der Gesamtbevölkerung die 
Steigerungsraten zugrunde legen. 

Es war auch für mich eine Überraschung, 
daß die stärkste Steigerung bei den Ren- 
ten stattfindet, 5,4 Prozent plus in diesem 
Jahr. Wenn Sie die Rentner fragen, dann 
meinen sie, die Renten werden gekürzt, 
wovon überhaupt nicht die Rede sein kann. 
Wirklichkeit und Bewußtsein weichen 
leider sehr voneinander ab, und das Be- 
wußtsein entfernt sich von der Wirklichkeit 
nicht zugunsten der Regierung, sondern 
zu Lasten der Regierung, und das müssen 
wir aufarbeiten, denn wir müssen auch die 
Menschen mit dem berechtigten Vertrau- 
en erfüllen, das sie haben können. 

Frage: Sie haben jetzt auf das Stichwort Wen- 
de nur von den wirtschaftlichen Dingen gespro- 
chen. Es war aber auch der Anspruch auf eine 
geistig-moralische Wende erhoben worden. Hat 
es diese denn gegeben, oder soll sie noch 
kommen? 

Alfred Dregger: Nun, die wirtschaftliche 
und finanzielle Wende braucht Zeit. Ich ha- 
be gesagt, die Rückkehr zu einer soliden 
Finanzwirtschaft braucht ein Jahrzehnt. 
Die geistig-moralische Wende, die braucht 
noch mehr Zeit. Das ist auch nicht eine 
Sache, die eine Regierung allein bewirken 
kann. Sie kann Anstöße dazu geben. Dar- 
an müssen sich alle beteiligen, die Verant- 
wortung für dieses Volk tragen, für dieses 
Land tragen. Und das erste, das dazu not- 
wendig ist, ist die Rückkehr zur Wirklich- 
keit, sowohl was unsere wirtschaftliche 
und was finanzielle Entwicklung angeht. 

jbens; 
Man  kann  nicht  den  höchsten Le ;afld 

von standard, den höchsten Massenwohls 

Leistungsspitze ist. Wir dürfen uns     jf| 

überholen lassen. Man kann sich h' 

der Welt haben, wenn man — als e'n 

Natur aus armes Land — auch nicht in 
uns n^ 

ich httj 
dieser Region Europas nicht beha^P' 
—    gegenüber    einer    imperialist's 
Weltmacht wie der Sowjetunion mit i    j( 

Satelliten —, wenn man die Wirkl'c ^, 
verkennt. Wir brauchen das Bündnis 
den USA. Und auch das haben viele 
gessen.   Man  vergißt  die  Notwendig\. 
des  Sauerstoffs,  wenn  man  ihn a   .^ 
chend besitzt; und man vergißt den    n(j 
der Freiheit, wenn man sie ausreic 
besitzt. . u. 

Auch hier geht es darum, in die Wir 
keit zurückzukehren und dann dazu o   «, 
tragen, daß unser Volk in einer 9eT.. ef. 
chen Welt in Frieden und Freiheit u 
lebt. Das ist unsere Politik. 

Pressefreiheit schützen er 
Scharfe Kritik an der Forderung des 
werkschaftstages    der    lndustriegew ,ß. 
schaff Druck und Papier, „für eine Arl >. 
rung der Eigentumsverhältnisse bei pr| 
wirtschaftlichen Medien einzutreten". u^ 
der medienpolitische Sprecher der C 
CSU-Bundestagsfraktion,     MdB     Dl ri, 
Weirich. Wer für die Beseitigung der" 
vatwirtschaftlich organisierten Presse 
tritt, hat ein gestörtes Verhältnis zur 
fassung und zur Pressefreiheit. Dort. ^ 
die Presse privat organisiert ist, ist j, 
wirklich  frei.   Beim   Deutschen  J°ur ^ 
stenverband (DJV), der auch über die 
dung einer einheitlichen  Medienge^   g 
schaff nachdenkt, sollte dieser BesC1 

der IG Druck und Papier neue Nachde |ß 

lichkeit  auslösen.  Wer  sich  wie die 
Druck und Papier mit radikalen Ided0^ 
selbst ins Abseits stellt, fördert nicht  ^ 
Partnerschaft, sondern heizt die Po|a 

rung ganz bewußt an 

& 
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'NFORMATION 

lQ Druck: Streik 
le Urabstimmung? 

*u 

.je 
n Änderungen der Satzung der Indu- 

DQö
9evverkschaft Druck und Papier im 

der ' das Streikrecht betreffend, erklärte 
Ott0   

CDlJ/CSU-Bundestagsabgeordnete 
Ss ^e9enspurger, Mitglied des Innen- 

^din es: Die wesentlich erleichterten 
$trej,

9Un9en, unter denen künftig ein 
tiiarn 

aus9erufen werden kann, stehen in 
Vik em Widerspruch zum geltenden 
di6^

recht in seiner Ausformung durch 
4ysf| jjhstnchterliche Rechtsprechung als 
fen i/ der grundrechtlich gewährleiste- 
W ,0al'tionsfreiheit.    Danach    müssen 

di6 |  echts das äußerste Mittel sein, um 
Schrweressen  der  Mitglieder  nach   Er- 

Rahmen   des   Arbeits- 

s;; 
°Pfun .9 aller Verhandlungsmöglichkei- 

lrksam zu vertreten. Indem der Ge- 
, er?

aftstag der IG Druck und Papier 
9en Q 

sprechenden Satzungsbestimmun- 
di6 ^strichen hat, kündigte er an, daß 
% ^Werkschaft sich künftig insoweit 
\ rs as geltende Recht hinwegsetzen 
schlifti?? es dabei auch nicht mehr aus- 
$en 

lich um die Vertretung der Interes- 
^ er Mitglieder gehen soll, zeigt die 
6ir,es ^,ende Ermächtigung zur Ausrufung 

treiks ohne Urabstimmung. 

Clderten Kindern soziales 
bj6 

e,d möglichst erhalten 
^e?'9en Hilfen zur Rehabilitation be- 
5r) di© eJ" ^'nder müssen möglichst nahe 
\q etroffenen Eltern herangetragen 
?6n Ur.

n' Um 'hre Selbsthilfekraft zu stüt- 
so?ia| 

d Urn die Kinder in ihrem vertrauten 
\$J* Umfeld belassen zu können. Die 
&Uri(je

entarische Staatssekretärin im 
Srninisterium  für  Jugend,   Familie 

und Gesundheit, Irmgard Karwatzki, erin- 
nerte vor dem Kongreß der Deutschen 
Vereinigung für die Rehabilitation Behin- 
derter in Münster daran, daß die heutigen 
Rahmenbedingungen vielfach andere Ak- 
zente bei der Rehabilitation erfordern als 
früher, wo die Schaffung von Heimstätten 
im Vordergrund stand, in denen die medi- 
zinische, schulische und berufsbildende 
Förderung in konzentrierter Form angebo- 
ten wird. Das heiße freilich nicht, so Irm- 
gard Karwatzki, daß man auf die wichtige 
Arbeit herkömmlicher Einrichtungen ver- 
zichten könne — wie ja auch das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit durch seine Förderungspraxis 
belege —, aber mit der Aufwertung wohn- 
ortnaher Hilfen gelte es neue Aufgaben 
anzugehen. „Dabei wird es auch auf ge- 
eignete Wege der Zusammenarbeit mit El- 
tern und Elternverbänden ankommen, um 
die persönliche Betroffenheit und das 
fachliche Können konstruktiv zu nutzen 
und zu verbinden", unterstrich die Staats- 
sekretärin. 

Besserer Schutz gegen 
abscheuliche Videofilme 
notwendig 
Abscheuliche Videofilme mit extremen 
Gewalttätigkeiten überschwemmen den 
Videomarkt. Mit brutalsten Grausamkei- 
ten, menschenverachtenden Tötungs- 
handlungen, widerlichsten Kannibalis- 
mus-Szenen und harter Pornographie ma- 
chen skrupellose Hersteller und Händler 
ihr Geschäft. 45 Prozent der auf dem 
Markt befindlichen Videokassetten kom- 
men aus der Programmkategorie „Horror, 
Krieg, Action". 
Die bestehenden gesetzlichen Rege- 
lungen im Strafgesetzbuch (§ 131) und im 
Gesetz über die Verbreitung jugendge- 
fährdender Schriften reichen nicht aus, 
bzw. sind zu schwerfällig, um den Gefah- 
ren, die von exzessiven Gewaltdarstellun- 
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gen für das menschliche Zusammenleben 
ausgehen, wirksam zu begegnen. 
Da die Überflutung mit Horror und brutaler 
Gewalt nicht nur die Gefahr von Nachah- 
mungstaten, insbesondere bei jüngeren 
Betrachtern, hervorruft, sondern auch zu 
einer Abstumpfung gegenüber der Gewalt 
beiträgt, muß alsbald eine Regelung ge- 
funden werden, die bereits die übelsten 
Auswüchse unmenschlicher Gewaltdar- 
stellungen ausmerzt, bevor die Videokas- 
setten auf den Markt kommen, erklärten 
die Bundestagsabgeordneten Hermann 
Kroll-Schlüter und Roland Sauer (Stutt- 
gart). 
Bei der anstehenden Novellierung des Ju- 
gendschutzgesetzes werden wir bei den 
Videofilmen eine Kontrollmöglichkeit — 
ähnlich der Freigabe von Kinospielfilmen 
— im Vorfeld des Strafrechts und des Ge- 
setzes über die Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften vorschlagen, die den 
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor 
jugendgefährdenden Darstellungen ver- 
bessert. Darüber hinaus nehmen wir den 
Standpunkt ein, § 131 StGB so zu ändern, 
daß eine so menschenverachtende Pro- 
duktion erst gar nicht erstellt werden 
kann. 

Mittelstand lehnt Fettsteuer ab 
Auf seiner Vorstandssitzung hat sich der 
Bundesvorstand der CDU/CSU-Mittel- 
standsvereinigung mit dem Vorschlag der 
EG-Kommission für eine 12. Richtlinie zur 
Mehrwertsteuer-Harmonisierung befaßt. 
Der Vorstand lehnte dabei die jetzige Fas- 
sung der Richtlinie ab und forderte insbe- 
sondere eine mittelstandsgerechte Lö- 
sung der Abgrenzung von Geschäfts- und 
Privatausgaben. 

Außerdem hat sich der MIT-Bundesvor- 
stand mit der Einführung einer Europa- 
Steuer auf bestimmte Fette beschäftigt, 
die er aus folgenden Gründen als mittel- 
standsfeindlich ablehnt: 

1. Die Einführung einer Sonderst^ Jg. 

ordnungspolitisch höchst beden•(". c(it« 
de zusätzliche Steuer ist eine ertrag 
Steuer, weil sie die ohnehin kaum      ,ei 

chen    Belastungen    des 
durch die Steuerbürokratie nur 
größert. 

2. Die Einführung einer neuen EG- 
ist ein untaugliches Mittel, um 
duktionen zu unterbinden. 

# Mittels^ 
noch 

Qbetf 

3. Die EG-Fettsteuer richtet sich | 
ers" 

Linie gegen die mittelständischen      ^ 

Technologien gewinnen 
Der Einsatz neuer Techniken sei ni 

lungsbetriebe der Landwirtschan, ^ 
nen zwei Drittel der landwirtschan ^. 
Einkünfte in  Europa erwirtschafte 

den" c ttV 4. Die   Einführung   einer   EG-Fe*     $ 
führt zu  einer erheblichen Verte ^ 
von  Margarine  und Speisefetten, ^ 
Rohwaren zu 80% aus Drittländern „ 
führt werden müssen.  Die Europ ^ 
Steuer trifft daher besonders die ^ 
schwächeren Verbraucherschichten 

ropa. 

Arbeitnehmer für neue 

  ..." $$ 
gen die Arbeitnehmer möglich, s   $ 
nur mit ihnen, erklärte der Parla^ J^ir 
sehe Staatssekretär im Bundesar&e ^ 
nisterium, Wolfgang Vogt, in Berlin v  $' 
Arbeitsgemeinschaft zur  Fördert 
Partnerschaft in der Wirtschaft.       , § 
Vogt forderte die Unternehmen aü'^ 
Arbeitnehmer   an   den   Entscheid^ 
über den  Einsatz und  die VerWß   ^ 
neuer Techniken zu beteiligen. «We f '< 
beitnehmer nur betroffen, nicht aD   | 
den Entscheidungen beteiligt sind,   ^ 
die   Arbeitswelt   tiefgreifend   verä  ^ 
werden Ablehnung und Technikfe'  , Art5V v/ofl keit neue Anhänger gewinnen, 
ber wie Gewerkschaften müßten 
halte gegenüber neuen Technolog1 

bauen. 
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EUROPA 

;uch unsere europäischen Nachbarn 
S|nd auf Sparkurs gegangen 
"cht 
"^hrtUr die Bundesrepublik hat 
öl« .^m Reaierunaswechsel im s Regierungswechsel im 
So Ver9an9enen Jahwes auf den 
fcs?wnd no*wendigen Sparkurs um- 
^ria ltet- Aucn Frankreich, die Nie- 

.!?<*• und Italien haben den 
;>i      sgürtel enger geschnallt. 

^ t -i'n bei den Aus9aben gepaart 
g*n fjj* drastischen Steuererhöhun- 
"'cht     es in der Bundesrepublik 
*« uf,bt) — so heißt dort die Devi- 
%Jes ist eine zusätzliche Stütze 

Nti°nner Re9lerun9 ln der in"en" 
%t lSchen Auseinandersetzung mit 
proposition: selbst sozialistische 
*hi®run9en sehen derzeit keinen 
^r v n We9 men»", als die Sünden 
kftj) er9angenheit durch Sparsam- 
en Snd n°here Einnahmen zu hei- 
^achfolgend eine Übersicht aus 
WS* aus Bonn", Wirtschafts- und 
^ '^Politische Berichte: 

St^kre«ch: Fühlbare 
b6r ^

ererhöhungen 
^tsh9'erüngsentwurf des französischen 

^83      Usha|ts   1984   sieht   gegenüber 
6.3% e,ne Steigerung der Ausgaben um 
^auf 937,8 Mrd. Franc und der Ein- 
155 8 M Um 8,4% vor Das Defizit beträ9t 

1983 Mrd. Franc nach 117,8 Mrd. Franc 
%d30

nd beläuft sich damit wie 1983 auf 
Hvv /0 des Bruttosozialprodukts. 
96rUri

erpunkte   bei   den   Ausgabenstei- 
+ l5?Sn   sind   Forschung   (Steigerung 
'+ 23 0/7 • Arbeitsplatzbeschaffung 
**t\ 3 ünd Industrie (+19,2%). Aber 

arksten müssen die Ausgaben für 

den Schuldendienst (+20%) angehoben 
werden. 
Gleichzeitig werden eine Reihe von Steu- 
ern fühlbar erhöht: 
Die Zusatzsteuer (Solidaritätsabgabe) zur 
Einkommensteuer, die 1983 7% der den 
Betrag von 28000 Franc übersteigenden 
Steuer betragen hatte, soll nun 5% des 
gesamten Steuerbetrages ausmachen, 
wenn dieser zwischen 20000 und 30000 
Franc liegt. Hinzu kommen 8% Zuschlag 
auf den 30000 Franc übersteigenden 
Steuerbetrag. 
Abzugsfähige Sonderausgaben wie Le- 
bensversicherungsbeiträge, Schuldzinsen 
im Wohnungsbau, Energiesparaufwendun- 
gen werden umgewandelt in einen Abzug 
von der Steuer. 
Die Erbschaftsteuer wird fühlbar erhöht. 

Die 1983 eingeführte Sonderabgabe von 
1% des Einkommens zur Finanzierung 
des Defizits der Sozialversicherung wird 
auch 1984 erhoben. Der Rentenversiche- 
rungsbeitrag wird um einen Prozentpunkt 
erhöht. 
Bei der Vermögensteuer erfolgt die end- 
gültige Befreiung des Betriebsvermögens 
von der Steuerpflicht sowie eine Inflations- 
anpassung des Tarifs. 

Auch die gesetzlich vorgeschriebene In- 
flationsanpassung des Einkommensteuer- 
tarifs wird vorgenommen. 

Die geplante Erhöhung der Ausgaben um 
nominal 6,3% (1982: 27%; 1983: 11,8%) 
bedeutet real kaum eine Steigerung, da 
mit gleichen Preissteigerungen für 1984 
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gerechnet wird. Dagegen wird die Steuer- 
und Sozialabgabenquote 1984 um 1- bis 
1,5%-Punkte auf rund 46% des Bruttoso- 
zialprodukts ansteigen. 

Italien: Weniger Ausgaben, 
höhere Steuern 
Auch Ministerpräsident Craxi versucht zu 
sparen und will für 1984 unter dem Motto 
„Politik der Strenge" eine Mixtur aus rigo- 
roser Sparpolitik und Steuererhöhungen 
vorlegen. So soll das Haushaltsdefizit auf 
92 Mrd. Lire oder rd. 15% des Bruttoso- 

UMRECHNUNGSKURSE 
eine DM =     3,06 Franc 
eine DM = 608,64 Lire 

eine DM =     1,12 Gulden 
(Durchschnittswert im Verkauf) 

zialprodukts beschränkt werden. Dazu 
sollen Steuererhöhungen von 12,9 Mrd. Li- 
re und Ausgabenkürzungen von 34,8 Mrd. 
Lire beitragen. Diesen Zahlen liegen aller- 
dings ehrgeizige Schätzungen über den 
Wirtschaftsverlauf im Jahre 1984 zugrun- 
de: So wird eine Steigerung des realen 
Bruttosozialprodukts um 1,5% unterstellt, 
die Inflation hofft man von 15,5% auf 
10,5% senken zu können. 
Ausgabenkürzungen sind vorgesehen 
beim Kindergeld (höhere Einkommen), 
den Altersbezügen (Eingriff in die Renten- 
dynamik) und den Zuschüssen zur Kran- 
kenversicherung (höhere Eigenbeteili- 
gung); ferner im Verteidigungsbereich so- 
wie für Erziehung und Schule. Angehoben 
werden dagegen die Mittel für Investi- 
tions- und Beschäftigungsfonds. 
Der Körperschaftsteuersatz wird von 30% 
auf 36% angehoben. Bereits in Kraft ge- 
treten ist die Erhöhung der Quellensteuer 
auf Kapitalerträge von 20% auf 25%. Au- 
ßerdem soll der „einmalig" für 1982 und 
1983 geltende Zuschlag von 8% auf den 
Steuerbetrag der lokalen Ertragsteuer 
(15%) auch 1984 weiter erhoben werden. 

il* 

Niederlande: 
Ausgabenkürzungen und 
Steuererleichterungen 

Die  niederländische  Regierung ver jes- 
— ähnlich wie die Regierung der B<J ^ 
republik — eine angebotsorientiert   ^ 
tik. So sollen die Ausgaben um run 
Mrd. Gulden gekürzt werden durch-     ^ 

Globale Kürzungen im Ausgabenvo ^ 
aller Ministerien, schwergewichtig ^ 
Erziehungswesen,   im   Sozialbudge • 

jffentl» :f/ 
Gesundheit und Kultur; 
Kürzungen der Gehälter im ö 
Dienst um insgesamt 5,5%; ^ 
Kürzungen der Staatsbeiträge zur-oZial' 
kenversicherung und Abbau der     .^ 
Versicherungsleistungen bei 9leicJ]ZArt/ 
Verringerung der Arbeitgeber- und J 
nehmerbeiträge zur Sozialversicheru    . 

Trotzdem wird der Haushalt mit ^ 
Fehlbetrag von 35,9 Mrd. Gulden &7^ 
Ben, nach 33,4 Mrd. in 1983. Die N<* 0. 
schuldung wird 8% des BruttosoZ|aK 

dukts ausmachen. 
Unterne tiH

1 4 
Gleichzeitig   sind   für   die   um«-    n 

Steuererleichterungen in Höhe von 
Mrd. Gulden vorgesehen: ^ 
Senkung   des   Körperschaftsteuers 
von 48% auf 43%; .^ 
Steuersenkungen für Selbständig0' 
und Mittelbetriebe. . ^ 
Finanziert werden diese Steuererle' ^ 
rungen durch folgende Steuererhön 
vor allem beim Verbrauch: 
Die Umsatzsteuer von 18% auf 19'°' J(id 
Die   Verbrauchsteuern   auf   Tabak 

Branntwein. . $ 
Bei der Einkommensteuer ist geP   $$ 
den   unteren   EinkommensgrupPen 0 
Tarifsenkung durchzuführen und z  ^ 
lieh eine Sonderabgabe für höher 

kommen zu erheben. $ 
Trotz dieser Steuererhöhungen s°   $ 
Abgabenbelastung  von   derzeit 4b 

kommenden Jahr leicht absinken- 
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KPV-KONGRESS 

Politiker vor Ort müssen das Ohr 
^ Volke haben 
tog I* 
<j6r *°romunalpolitische Vereinigung 
*u*  Du und CSU Deutschlands will *Usa 

9>eru 
'finien mit der neuen Bundesre- 
n9. den Ländern und den Kom- 

9e J??n Spitzenverbänden vielfälti- 
ScWtia*'ven er9re'*en> um die 
im iu',erjge Situation der Gemeinden 

ein k  rwinden- Die KPV hat daner 

Pn^^munalpolitisches Schwer- 
st ?Pr°9ramm ausgearbeitet, das 
IgK  er Bundesvertreterversamm- 

^üh Vu°m 20- bls 22- Oktober 1983 in 
lWChen (Motto: Den Bürgern Hei- 
aÖSfJ

eDen) von den Delegierten ver- 
miedet wurde. 

lder
Se'ner Begrüßungsansprache sagte 

^aie ^.überwältigender Mehrheit zum 6. 
Kp\j w'edergewählte Vorsitzende der 
Sehe St Waffenschmidt, Parlamentari- 
S}ef ".Staatssekretär beim Bundesmini- 
^Urs d ^ Jnnern---Wir unterstützen den 

är Bundesregierung zur Konsolidie- re ali' *"" eifie rt öffentlicnen Haushalte. Es muß 
Wiederhatte, solide Entwicklung der 
6rreich Und der öffentlichen Finanzen 
^twi IWerden- E,ne 9ute wirtschaftliche 

* 
e kn "Un9 ist immer die beste Aktion für 

0rr>munalen Finanzen." 

^bejt
edeutsam die Bundesregierung die 

aie A
der Kommunalpolitiker nimmt, zeigt 

$t6rn 
Wesenheit von vier Bundesmini- 

Tii|je 
auf dem Kongreß. Es sprachen Fa- 

st^ ^inister Heiner Geißler, Finanzmini- 
Frieclr khard Stolter,berg, Innenminister 
^rrii' 2immermann und Wohnungs- 
SchJJJlster Oscar Schneider. Waffen- 
Öund

at betonte, daß die SPD-geführte 
Regierung jahrelang einen finanz- 

politischen Verschiebebahnhof zu Lasten 
der Gemeinden durchgeführt hat. Unver- 
gessen sei die sogenannte Operation 82 
der Regierung Schmidt, wo Tausende 
beim Arbeitsamt abgemeldet und der Für- 
sorge des Sozialamtes überlassen wur- 
den. Diese Aufgaben belasten noch heute 
die Gemeinden in wachsendem Maße. 

Wenn die SPD jetzt ständig neue Pläne 
vorlege, was man alles besser machen 
könne, so müsse deutlich gemacht wer- 
den: 13 Jahre hatte die SPD Zeit, in der 
Regierung ihre Rezepte zu verwirklichen. 
Das Fazit ihrer Politik: Viel versprochen 
und wenig gehalten. Waffenschmidt verur- 
teilte auch die Anträge der SPD und Grü- 
nen auf Bildung sogenannter atomwaffen- 
freier Städte und Gemeinden: Mit solchen 
Initiativen für atomwaffenfreie Städte und 
Gemeinden wird der Frieden unseres Lan- 
des nicht sicherer. 

Nach dem vom Kongreß verabschiedeten 
Schwerpunktprogramm sind folgende 
Aufgabenbereiche vorrangig: 

a) Konsolidierung aller öffentlichen Haus- 
halte, wie schon 1980/81 von den Kommu- 
nalen Spitzenverbänden vorgeschlagen. 
b) Klare Koordination von Fach- und Fi- 
nanzplanung bei Bund, Ländern und Ge- 
meinden. 
c) Freiraum, Unterstützung und Vorrang 
für Privatinitiative, freie Träger und ehren- 
amtliche Mitarbeit im örtlichen Bereich. 
U.a. sind dazu folgende Aufgaben beson- 
ders bedeutsam: 
Die Gewerbesteuer ist nach wie vor eine 
der wichtigsten Einnahmequellen der Ge- 
meinden, und deshalb begrüßen die Korn- 
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munalpolitiker von CDU und CSU auch die 
Erklärung des Bundeskanzlers vor dem 
Deutschen Städtetag, daß die Gewerbe- 
steuer als bedeutsame kommunale Steuer 
weiterhin bestehenbleibt. Die Gemeinden 
brauchen eine verläßliche Rahmenbedin- 
gung für ihre Finanzwirtschaft. Deshalb 
müssen die bestehenden Möglichkeiten 
bei den Steuereinnahmen so lange gesi- 
chert werden, bis eine bessere Alternative 
gefunden ist. 

Ab 1. Januar 1983 erhalten die Länder 
vom Bund zusätzliche Finanzmittel. U.a. 
hat der Bund auf die sogenannte Kinder- 
geldmilliarde verzichtet und den Ländern 
außerdem ein Prozent mehr von der Um- 
satzsteuer überlassen. Ab 1. Januar 1984 
erhalten die Länder ein weiteres Prozent 
von der Umsatzsteuer, außerdem erzielen 
die Länder Mehreinnahmen durch die all- 
gemeine Anhebung der Mehrwertsteuer 
ab 1. Juli 1983. Von diesen Finanzmitteln, 
die den Ländern durch Beschlüsse des 
Bundes zufließen, sollten sie den Gemein- 
den entsprechende Anteile weitergeben 
und nicht wie in NRW um eine Milliarde 
kürzen. 
Ein wichtiges Problem sind die steigenden 
Kosten der Sozialhilfe. Die Ausgaben der 
Gemeinden sind in den letzten Jahren 
sprunghaft angestiegen. Von rd. 2 Mrd. 
DM 1968 stiegen sie auf rd. 18 Mrd. DM 
1982. Im Interesse der wirklich Hilfsbe- 
dürftigen und der Gemeinden muß eine 
baldige Reform der Sozialhilfe erfolgen. 
Eine Sicherung der kommunalen Einnah- 
men hilft den Gemeinden wenig, wenn die 
Ausgaben hier explodieren. Die Kommu- 
nalpolitiker der Union fordern daher die 
Bundesregierung auf, die begonnenen Ar- 
beiten zur Neufassung des Sozialhilfe- 
rechts zügig zu einem Ergebnis zu führen. 
Die Reformbemühungen müssen sich an 
folgenden Vorstellungen orientieren: 
a) Sicherung des laufenden Lebensunter- 
halts für die wirklich Bedürftigen, Überprü- 
fung des stark ausgeweiteten Katalogs 
der vielfältigen Hilfen in besonderen Le- 
benslagen. 

den 

b) Koordination  der Sozialhilfe m'icne 
anderen  Systemen  der  sozialen - 
rung, damit ein sozialpolitischer und rung,   aamu  ein  soziaipoiiiisonei   -    y. 
nanzpolitischer   Verschiebebahnhof 

mieden wird. ..u, 
c) Koordination der Sozialhilfe mit de'   t 

rigen Einkommensstruktur. Es darr 
so sein, daß derjenige, der alle Fürso  ^ 
leistungen in Anspruch nimmt, mehr 

toeinkommen zur Verfügung hat, ^^u- 
jenige, der täglich arbeitet und alle b 

ern und Abgaben bezahlt. .^. 
d) Entlastung bei Pflegekosten und H<" 
Unterbringung. 

Für eine strukturelle Form des Sozia' 
bereichs sprach sich auch Bundesfifl ^ 
minister Gerhard Stoltenberg aus. ^^le 
Delegierten sagte Stoltenberg, er ^ 
sich in der Pflicht, jede neue Gesetzej;ese 
läge daraufhin zu überprüfen, ob .^ 
Mehrbelastungen im kommunalen Be 

mit sich bringe. 

Bundesinnenminister   Friedrich   ^irT1jer5 
mann ging vor dem Kongreß beson 
intensiv auf Fragen des Ausländer^   . 
ein, gab eine Bilanz der umweltpolitis    J 

Aktivitäten    der    Bundesregierung     <y 
sprach sich ferner für eine weitere cf1 

rokratisierung der Behörden aus. 'n ^e- 
sem Zusammenhang kündigte er die   ,, 
rufung  einer  unabhängigen  Komm'5 ,v 

für   Rechts-   und   Verwaltungsvere' 

chung an. 

Die Kommunalpolitiker der Union ^a 
außerdem   eine   grundlegende   Ver   .d 
chung des Baurechts gefordert. D'e 

cht*' 
komplizierten und verzweigten Be ^ 

grundlagen müßten harmonisiert un    .( 
ein* 

sammengefaßt werden, heißt es in
nsc*f 

Entschließung. Bundesbauminister 0 ., 
Schneider forderte städtebauliche "V^ 
besserungen in den NeubausiedW f, 
der 60er und 70er Jahre. In der sta^fii- 
neuerung stecke ein großes Besc 
gungspotential, deshalb habe die Bü%fif 

regierung die Mittel dafür in diesem 
auf 280 Millionen DM angehoben. 
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5lLCHw ORT 

iventlonen 
hilf* e Subventionen umfassen Finanz- 
ity 1 direkte Subventionen) und Steuer- 
!)^nsti9ungen (indirekte Subventio- 
hnsh

S'e sind im einzelnen im Subven- 
% Z,er,Cnt aufgeführt, der alle zwei Jahre 
Ges• * Bundesregierung vorgelegt wird. 
<fes c c/,e Grundlage hierfür ist der § 12 
0 btabilitäts- und Wachstumsgesetzes. 
üöer ^

Uoventionsbericht gibt Auskunft 
/eo Geldleistungen des Bundes an Stel- 
Pjn*

ußerhalb der Bundesverwaltung. Die 
j   nzhiifen dienen 
schÜL Erhaltung von Betrieben oder Wirt- 
l^neigen, 
^hT AnPassun9  von  Betrieben  oder 
ty)ö °

naftszweigen an neue Bedingungen 
3. tf 

$ct)Mt 
F°rderung des Produktivitätsfort- 

66o 
s Und des Wachstums von Betrie- 

cfefe
0cter Wirtschaftszweigen, insbeson- 

ti0n durch Entwicklung neuer Produk- 
te ^thoden und Einrichtungen. 
%£tsPrechender Gliederung wird eine 
s*rtitoCnt der Steuervergünstigungen zu- 
n9h»!en mit den geschätzten Minderein- 
ig» beigefügt 
htZe

des Stabilitäts- und Wachstumsge- 
%e0

s s°nreibt ebenfalls vor, die Finanz- 
kitUn

Ur)d Steuervergünstigungen in Er- 
Anpassungs- und Produktivi- 
aufzugliedern.     Wesentliches *3P 

*Uf e
mal der Anpassungshilfen ist, daß sie 

^reJ
ne Veränderung bestehender Struk- 

Qen Y°n Betrieben oder Wirtschaftszwei- 
gen elen und sicn durch ihre positiven 
bBhrijn?en nach einiger Zeit selbst ent- 
*uS(jr

C- machen. Subventionen, die nicht 
$tQiiu

Ucf<,ich an strukturverändernde Um- 
^Itun960 gekoppelt sind, werden als Er- 
*Qr(Je

9shilfen angesehen. Diese Hilfen 
<% .n  insbesondere   aus msbesondere   aus   verteilungs- 

s°rgungssichernden Gründen in 
^hrtaodwirtscnaft und im Bergbau ge- 
%ff " Soweit finanzielle Hilfen der Förde- 

ues  Produktivitätsfortschritts   und 

des Wachstums dienen sollen, werden sie 
als Produktivitätshilfen ausgewiesen. Sub- 
ventionen, die nicht in erster Linie Betrie- 
ben oder Wirtschaftszweigen zugute kom- 
men, werden als sonstige Hilfen bezeich- 
net. Sie fließen vor allem privaten Haushal- 
ten zu. 
Das Subventionsvolumen des Bundes be- 
trug 1982 27,2 Milliarden DM, auf die Fi- 
nanzhilfen entfielen 13,2 Milliarden DM 
und auf die Steuervergünstigungen 14 Mil- 
liarden DM. Die Schwerpunkte der Finanz- 
hilfen lagen bei der gewerblichen Wirt- 
schaft, die 3,7 Milliarden DM erhielt und im 
Bereich des Wohnungswesens mit 3,5 Mil- 
liarden DM. Bei den Steuervergünstigun- 
gen stand ebenfalls die gewerbliche Wirt- 
schaft mit 10,9 Milliarden DM an erster 
Stelle, gefolgt vom Wohnungswesen und 
Städtebau mit 7,1 Milliarden DM: 

Den größten Teil der Subventionen erhiel- 
ten 1982 die privaten Haushalte mit 14,6 
Milliarden DM oder 53,8%; die Betriebe 
und Wirtschaftszweige erhielten entspre- 
chend 46,2% bzw. 12,6 Milliarden DM. 

1984 werden die Subventionen allein den 
Bundeshaushalt voraussichtlich mit rund 
29 Milliarden DM belasten. Daher ist die 
Überprüfung von Subventionen nicht nur 
aus ordnungs- und wachstumspolitischen, 
sondern auch aus finanzpolitischen Grün- 
den erforderlich. Um die Sanierung der 
Staatsfinanzen zu erreichen und die Wie- 
derbelebung der Wirtschaft dauerhaft zu 
gewährleisten, strebt die Bundesregie- 
rung im Finanzplanungszeitraum bis 1987 
eine enge Begrenzung des Ausgabenan- 
stiegs und deutliche Rückführung der 
jährlichen Neuverschuldung an. Hierzu ge- 
hört auch eine weitere kritische Überprü- 
fung von Subventionen und subventions- 
ähnlichen Leistungen mit dem Ziel eines 
Abbaus. Die Bemühungen um eine Redu- 
zierung von Subventionen, bei denen der 
Bund seit 1981 rund 3,5 Milliarden DM ein- 
gespart hat, werden konsequent fortge- 
setzt, obwohl ein Abbau in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten besonders schwer zu 
bewerkstelligen ist. 
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3. 11. LVOldenburg 
Landesvorstand, Oldenburg 

3. 11. Junge Union Oldenburg 
Landesvorstand, Oldenburg 

4. 11. LV Westfalen-Lippe 
Landesvorstand, Dortmund 

7. 11. Frauenvereinigung Saar 
Landesvorstand, Saarbrücken 

7. 11. LV Rheinland-Pfalz 
Landesvorstand, Mainz 

8. 11. CDU Bund 
Europäischer Friedenskongreß, 
Bonn, Konrad-Adenauer-Haus 
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Arbeitnehmergruppe NW, 
Düsseldorf 

11./13. 11. Junge Union Bund 
Deutschlandtag, München 

11. 11. BV Württemberg-Hohenzollern 
Bezirksvorstand, Bad Buchau 

11. 11. CDA Schleswig-Holstein 
Landesvorstand 
mit den Kreisvorsitzenden, Kiel 

11. 11. LVSaar 
Landes vertre terversammlung 
zur Aufstellung der Landesliste 

niun9> 

zur „Europawahl 1984", 
Saarbrücken ...fp 

12. 11. BV Württemberg-Hohenzoi 
Bezirksparteitag und ^ 
Bundesvertreterversamm'u 

Bad Buchau 
12. 11. BV Nordbaden 

Bezirksvertreterversamm' 
Ettlingen 

14. 11. LV Baden-Württemberg 
Landesvorstand, Stuttgart 

15. 11. CDA Schleswig-Holstein 
Landesvorstand, Kiel 

18./19. 11. LV Schleswig-Holstein 
36. Landesparteitag, 
Timmendorfer Strand 

18. 11. KPV Hessen 
Landesvorstand, 
Hessisch Lichtenau 

19. 11. EAK Rheinland bert 
Landesversammlung. velD 

19. 11. LV Rheinland-Pfalz 
Europatag, Mainz 

19. 11.  MIT Oldenburg 
Landestag, Wilhelmshaven 

19. 11. KPV Hessen 
Vertreterversammlung, 
Hessisch Lichtenau 

21. 11. CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn 

21. 11. CDU Bundesvorstand 
Sitzung, Bonn 

23. 11. Frauenvereinigung Saar 
Öffentliche Veranstaltung-^ 
„Familiensplitting-'. Saarvn 
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